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Öffentliche Bekanntmachung 
Erlass einer Veränderungssperre für das Bebauungsplangebiet „Bachstraße“, Gemarkung 

Appenweier 
Zur Sicherung des mit Beschluss vom 10.10.2022 eingeleiteten Bebauungsplanverfahrens des 
Bebauungsplanes „Bachstraße“, Gemarkung Appenweier, wurde in öffentlicher Sitzung des 
Gemeinderates Appenweier am 10.10.2022 die nachfolgende Veränderungssperre beschlossen: 
 

Gemeinde Appenweier 

Satzung 

über die Anordnung einer Veränderungssperre gemäß § 14 BauGB für das Gebiet 

„Bachstraße“  

im Kernort Appenweier 

Nach § 14 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 2022 (BGBl. I S. 674) geändert worden ist, in Verbindung mit § 4 GemO 
Baden-Württemberg in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 582), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 2. Dezember 2020 (GBl. S. 1095, 1098) hat der Gemeinderat der Gemeinde Appenweier in öffentlicher 
Sitzung am 10.10.2022 eine Veränderungssperre für das Gebiet „Bachstraße“ in Appenweier Kernort als Satzung 
beschlossen.  

§ 1 

Anordnung der Veränderungssperre 

Zur Sicherung der Planung im künftigen räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Bachstraße“ in 
Appenweier Kernort wird gemäß § 14 BauGB eine Veränderungssperre angeordnet. 

§ 2 

Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre ergibt sich aus dem als Anlage beigefügten Lageplan 
vom 10.10.2022: 
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§ 3 

Inhalt der Veränderungssperre 

Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen: 

 Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden 
und 

 keine erheblichen oder wesentlich wertsteigernden Veränderungen von Grundstücken und baulichen 
Anlagen, deren Veränderung nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig ist, 
vorgenommen werden. 

§ 4 

In-Kraft-Treten 

Die Satzung über die Anordnung der Veränderungssperre tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung des 
Satzungsbeschlusses in Kraft. 

§ 5 

Geltungsdauer 

Für die Geltungsdauer der Veränderungssperre ist § 17 BauGB maßgebend. 

 
Die Veränderungssperre kann während der üblichen Dienststunden bei der Gemeinde 
Appenweier, Bauamt, Rathaus 2, 1. OG, Ortenauer Straße 38, 77767 Appenweier, eingesehen 
werden. Jedermann kann die Veränderungssperre einsehen und über den Inhalt Auskunft 
verlangen. 

Hinweise: 
 
Heilungsvorschriften 

1. Bauplanungsrechtliche Vorschriften 
Unbeachtlich werden 
1.1 eine etwaige Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften sowie 
1.2 Mängel der Abwägung, (sofern sich deren Unbeachtlichkeit nicht bereits aus § 

214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
ergibt), wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich oder elektronisch gegenüber der Gemeinde Appenweier geltend 
gemacht werden; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel 
begründen soll, ist darzulegen. 

2. Vorschriften der Gemeindeordnung 
Sollte die Veränderungssperre unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung (GemO) oder anderer auf der Gemeindeordnung beruhenden 
Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen sein, bleiben derartige 
Verletzungen unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach dieser 
Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde Appenweier schriftlich oder elektronisch 
geltend gemacht werden. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
darzulegen. Eine Bindung an die genannte Frist besteht jedoch nicht, wenn  

2.1 die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung oder die Bekanntmachung 
der Satzung verletzt worden sind; 

2.2 der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO BW wegen 
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der in Satz 1 
genannten Frist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat 
oder die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der 
Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen 
soll, schriftlich oder elektronisch geltend gemacht worden ist. 
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Ist eine Verletzung nach vorstehender Nr. 2 geltend gemacht worden, so kann auch 
nach Ablauf der Jahresfrist des § 4 Abs. 4 S. 1 GemO BW jedermann diese Verletzung 
geltend machen. 
 
Fälligkeit und Erlöschen eventueller Entschädigungsansprüche 
Dauert eine Veränderungssperre länger als vier Jahre über den Zeitpunkt ihres 
Beginns oder der ersten Zurückstellung eines Baugesuches nach § 15 BauGB hinaus, 
so ist den Betroffenen für dadurch entstandene Vermögensnachteile eine 
angemessene Entschädigung in Geld zu leisten (§ 18 Abs. 1 BauGB). Der 
Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in § 18 Abs. 1 
Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die 
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen (Gemeinde Appenweier) 
beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird (§ 44 Abs. 4 BauGB) 
 
Appenweier, den 14.10.2022 
 
 
Manuel Tabor  
Bürgermeister 
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